
grünes blatt >> Herbst 2007 18

90 Tagessätze für 
antimilitaristische  Gleisblockade

Im Februar 2008 stoppte eine Gruppe 
junger Friedensaktivist_innen einen 
Transportzug der Bundeswehr auf dem 
Weg zu einem Manöver der Nato 
Response Force. Die NRF ist eine 
multinationale 18.000 Soldaten starke 
Eingreiftruppe der Nato, die im 
Zweifelsfall auch mit Angriffskriegen den 
Zugang der NATO-Staaten zu Märkten 
und Rohstoffen sicherstellen soll. Aus 
Deutschland sind daran regelmäßig u.a. 
das Luftabwehrraketengeschwader 1 aus 
Husum beteiligt. "Krieg fängt mit Üben an 
- jede Vorbereitung dafür ist essentieller 
Teil der Kriegseinsätze, die ich ablehne" so 
eine der beteiligten Aktiv-
istinnen. Die heute 25jährige 
stand nun in Flensburg vor 
Gericht, weil ihre Ankettaktion 
in erster Instanz als Störung 
öffentlicher Betriebe und Nö-
tigung gewertet worden war. 
Bereits im Frühjahr hatte das 
Amtsgericht Husum den Fall 
verhandelt und in einem 
skandalösen Urteil 120 Tages-
sätze gegen sie verhängt. In der 
Berufung vor dem Landgericht 
in Flensburg reduzierte Richter 
Grisée lediglich die Höhe der 
Strafe auf 90 Tagessätze.

Trotz widersprüchlicher und 
sehr komplexer höchstinstanz-
licher Entscheidungen zu dem 
Themenkomplex "Ankettak-
tionen und Versammlungs-
recht" lehnte der Richter die 

Beiordnung eines Pflichtverteidigers ab. 
Es schien, als ginge es ihm schlicht 
darum, die Sache möglichst schnell vom 
Tisch zu kriegen. "Hier zeigt sich wieder 
einmal, dass Gerichte das Militär 
schützen, ohne die eigene Rolle kritisch zu 
reflektieren. Wer Antimilitaristinnen 
verurteilt, ist mitverantwortlich für die 
Kriege der Bundeswehr", so ein 
Prozessbeobachter.

In den Zeugenaussagen offenbarte sich 
erneut das mangelnde Wissen der Polizei 
zu Versammlungen. "Nein, die Anwen-
dung des Versammlungsrecht haben wir 

nie in Betracht gezogen." gab z.B. die 
zuständige Beamtin der Landespolizei an, 
obwohl sie Banner mit Forderungen 
gesehen hatte, und sich auch an die 
Anrede: "Dies ist eine gewaltfreie Demon-
stration" erinnern konnte. "Man sieht hier 
ganz deutlich, dass Bürgerrechte das 
Papier, auf dem sie gedruckt werden nicht 
wert sind, da die Polizei sie nicht einmal 
kennt" sagte Jan Hansen, Prozessbeo-
bachter von der Initiative militarismus-
jetzt-stoppen.

Auch die Aussagenabsprache zwischen 
Lokführer und Rangierleiter lief nicht so 

Nach nur zwei Verhandlungstagen verwarf das Landgericht Flensburg in Sachen "Antimilitaristischer Gleisblockade" die 
durch die Verteidigung nach der ersten Instanz eingelegte Berufung. Die angeklagte Aktivistin hatte sich im Februar 
2008 in Ohrstedt, Nordfriesland an die Gleise gekettet, um ihren Protest gegen die deutschen Militärs und deren 
Auslandseinsätze zu verdeutlichen. Ein Militärtransport verzögerte sich damals um mehrere Stunden. Das Landgericht 
verurteilte die von "containertem Essen" lebende Angeklagte nun zu einer Geldstrafe von 90 Tagessätzen a 15 Euro. Die 
Verurteilung war bereits am letzten Prozesstag absehbar gewesen, weil Richter Grisée es für unproblematisch befand, 
das an der Urteilsfindung ein Militär der Streitkräftebasis als Schöffe beteiligt war.


